
 

  

S 15 KN 52/98

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 13
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Personenkreis des FRG

Beitragszeiten nach FRG
Spätaussiedler
Ehegatte von Spätaussiedlerin

Leitsätze 1. Der Spätaussiedlerstatus erstreckt sich
nicht auf den Ehegatten einer
Spätaussiedlerin i.S. des § 4 BVFG.
2. Der damit verbundene Ausschluss von
Leistungsansprüchen auf der Grundlage
des FRG ist nicht verfassungswidrig.

Normenkette FRG § 15
FRG § 1
BVFG § 7
GG Art 14
GG Art 6
GG Art 3

1. Instanz

Aktenzeichen S 15 KN 52/98
Datum 26.05.1998

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 KN 6/98
Datum 08.12.1999

3. Instanz

Datum -

i. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 26. Mai 1998 wird zurÃ¼ckgewiesen.
ii. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
iii. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:
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Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung von Rente aus der deutschen
gesetzlichen Rentenversicherung unter BerÃ¼cksichtigung rumÃ¤nischer
Versicherungszeiten streitig.

Der am 1936 geborene KlÃ¤ger ist am 23.10.1995 zusammen mit seiner Ehefrau
aus RumÃ¤nien in die Bundesrepublik Deutschland eingereist (Aufnahmebescheid
vom 07.08.1995). Aus BeschÃ¤ftigungszeiten in RumÃ¤nien bezog er dort von 1990
bis zur Ausreise eine Rente. Am 08.01.1997 beantragte er bei der Beklagten Rente
wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit bzw. Altersrente wegen Vollendung des 60.
Lebensjahres. Er gab dabei an, seit seiner Ã�bersiedelung Sozialhilfe zu beziehen.
Auf Anforderung, eine SpÃ¤taussiedlerbescheinigung vorzulegen, legte der KlÃ¤ger
eine BestÃ¤tigung des Landratsamtes Landshut vom 16.04.1997 vor, wonach seine
Ehefrau als SpÃ¤taussiedlerin anerkannt wurde, er selbst als Ehegatte einer
SpÃ¤taussiedlerin. Mit Bescheid vom 22.05.1997 lehnte die Beklagte eine
RentengewÃ¤hrung ab, da die erforderliche Wartezeit von fÃ¼nf Jahren nicht
erfÃ¼llt sei. Die in RumÃ¤nien zurÃ¼ckgelegten rentenrechtlichen Zeiten seien
nicht anrechenbar, da der KlÃ¤ger nicht als SpÃ¤taussiedler anerkannt sei und
somit nicht zum anspruchsberechtigten Personenkreis des Fremdrentengesetzes
(FRG) gehÃ¶re. Den hiergegen erhobenen Widerspruch wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 09.02.1998 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Dagegen erhob der KlÃ¤ger Klage beim Sozialgericht MÃ¼nchen und fÃ¼hrte zu
deren BegrÃ¼ndung im Wesentlichen aus, er habe den Antrag fÃ¼r die Aufnahme
in die Bundesrepublik im Februar 1992 gestellt und sei nicht schuld, dass die
Untersuchung der Unterlagen zweieinhalb Jahre gedauert habe. Er habe in
RumÃ¤nien 40 Jahre im Bergwerk gearbeitet und sei mit seiner Frau seit 39 Jahren
verheiratet. Da ihm nunmehr die deutsche StaatsangehÃ¶rigkeit anerkannt worden
sei, habe er alle Rechte wie die anderen deutschen StaatsangehÃ¶rigen. Diese
seien nach dem Grundgesetz gleich vor dem Gesetz. In Deutschland selbst habe er
keine RentenbeitrÃ¤ge entrichten kÃ¶nnen, da er nach der Einreise krank geworden
sei. Es sei ungerecht, wenn rumÃ¤nische Aussiedler, die keine Volksdeutschen seien
und zwei Jahre vor ihm nach Deutschland ausgesiedelt seien, Recht auf Rente
hÃ¤tten, obwohl sie nicht eine schwere Herzoperation hinter sich hÃ¤tten. Diese
Ungerechtigkeit verletze die Menschenrechte und auch die Carta der UN.

Mit Gerichtsbescheid vom 26.05.1998 wies das Sozialgericht die Klage ab und
fÃ¼hrte im Wesentlichen aus, da der KlÃ¤ger am 23.10.1995 aus RumÃ¤nien
Ã¼bersiedelt sei, finde auf ihn die ab 01.01.1993 geltende Gesetzeslage
Anwendung. Der KlÃ¤ger falle nicht unter den Personenkreis des Â§ 1 FRG, da er
nicht als SpÃ¤taussiedler, sondern als Ehegatte eines SpÃ¤taussiedlers anerkannt
sei. Anders als bisher erstrecke sich nunmehr die Rechtsstellung eines
SpÃ¤taussiedlers nicht mehr auf dessen Ehegatten. Der KlÃ¤ger falle auch nicht
unter den Personenkreis des Â§ 1 Buchst.b bis e FRG, weshalb ihm keine
Versicherungszeiten angerechnet werden kÃ¶nnten und somit die Wartezeit fÃ¼r
eine Rente aus der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung nicht erfÃ¼llt sei.

Dagegen richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers, mit der er im Wesentlichen seine
bisherige BegrÃ¼ndung wiederholt. Er bestÃ¤rkt seine Argumentation, wonach das
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Gesetz, das die SpÃ¤taussiedler betreffe, gegen die Verfassung verstoÃ�e und nicht
angewendet werden kÃ¶nne. Er sei deutscher StaatsbÃ¼rger und habe daher alle
Rechte, wie sie im Grundgesetz vorgesehen seien. In RumÃ¤nien habe er wÃ¤hrend
der ganzen Zeit seiner BerufstÃ¤tigkeit RentenversicherungsbeitrÃ¤ge bezahlt,
weshalb er nun auch jedenfalls ab dem 60. Lebensjahr Rente beanspruchen
kÃ¶nne.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 6.05.1998 aufzuheben und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 22.05.1997 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 09.02.1998 zu verurteilen, ihm Rente zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes auf den Inhalt
der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten sowie der Gerichtsakten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die vom KlÃ¤ger form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143,
151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), jedoch sachlich unbegrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit
(Â§Â§ 43, 44, 45 Sozialgesetzbuch VI â�� SGB VI ) bzw. Altersrente fÃ¼r Berufs-
oder ErwerbsunfÃ¤hige, da die erforderliche Wartezeit von fÃ¼nf Jahren (Â§ 50
Abs.1 Nr.2 SGB VI) bzw. 35 Jahren (Â§ 37 Nr.3 SGB VI) nicht erfÃ¼llt ist.

Der KlÃ¤ger hat in der deutschen Rentenversicherung keine rentenrechtlichen
Zeiten zurÃ¼ckgelegt. Die in RumÃ¤nien zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeiten
kÃ¶nnen nicht angerechnet werden, da der KlÃ¤ger nicht zum Personenkreis des Â§
1 FRG in der Fassung ab 01.01.1993 gehÃ¶rt. Der KlÃ¤ger, der am 23.10.1995 in
die Bundesrepublik Deutschland eingereist ist, ist insbesondere nicht als
SpÃ¤taussiedler im Sinne des Â§ 4 Bundesvertriebenengesetz (BVFG) anerkannt
und erfÃ¼llt damit nicht die Voraussetzungen des Â§ 1 Buchst.a FRG, auch wenn er
seit 04.06.1997 deutscher StaatsangehÃ¶riger ist. Der KlÃ¤ger hat lediglich die
Rechtsstellung eines Ehegatten einer SpÃ¤taussiedlerin (Â§ 7 Abs.2 BVFG). Anders
als nach der bis 31.12.1992 geltenden Rechtslage erstreckt sich die Rechtsstellung
eines SpÃ¤taussiedlers nicht mehr auf dessen Ehegatten. Dies hat das Sozialgericht
im angefochtenen Gerichtsbescheid zutreffend ausgefÃ¼hrt und begrÃ¼ndet,
weshalb sich der Senat gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2 SGG diesen AusfÃ¼hrungen
anschlieÃ�t und insoweit von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde
absieht.

ErgÃ¤nzend ist unter BerÃ¼cksichtigung der BerufungsbegrÃ¼ndung festzustellen,
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dass das Bundessozialgericht zwischenzeitlich mit Urteil vom 23.06.1999 (B 5 RJ
44/98 R) entschieden und ausfÃ¼hrlich begrÃ¼ndet hat, dass sich der
SpÃ¤taussiedlerstatus nicht auf Ehegatten von SpÃ¤taussiedlern erstreckt und der
damit verbundene Ausschluss von LeistungsansprÃ¼chen auf der Grundlage des
Fremdrentengesetzes nicht verfassungswidrig ist.

In Ã�bereinstimmung mit der Rechtsprechung des BSG vermÃ¶gen die vom KlÃ¤ger
vorgetragenen verfassungsrechtlichen Bedenken nicht zu greifen.

ZunÃ¤chst verletzt die RechtsÃ¤nderung nicht den Eigentumsschutz des KlÃ¤gers
nach Art.14 Abs.1 Grundgesetz (GG). Der KlÃ¤ger hatte zum Zeitpunkt der
GesetzesÃ¤nderung keine durch Art.14 GG geschÃ¼tzte Rechtsposition inne. Da die
Leistungen nach dem FRG auf dem Eingliederungsgedanken beruhen, kÃ¶nnen
Anwartschaften und AnsprÃ¼che auf diese Leistungen nicht vor der
Aufenthaltsname im Bundesgebiet begrÃ¼ndet werden. Diese erfolgte beim
KlÃ¤ger erst nach der RechtsÃ¤nderung.

Ein VerstoÃ� gegen das Sozialstaatsprinzip (Art.20 Abs.1 GG) liegt ebensowenig vor,
wie ein VerstoÃ� gegen das rechtsstaatsprinzip (Art.20 Abs.3 GG). Es liegt
insbesondere keine unechte RÃ¼ckwirkung der GesetzesÃ¤nderung vor. Diese ist
nach der Rechtsprechung dadurch gekennzeichent, dass sich das fÃ¼r die Zukunft
geltende Gesetz auf gegenwÃ¤rtig noch nicht abgeschlossene Sachverhalte bezieht
bzw. kÃ¼nftige Rechtsfolgen von tatsÃ¤chlichen Gegebenheiten aus der Zeit vor
seiner VerkÃ¼ndigung abhÃ¤ngig macht und damit auf vorrangig grundrechtlich
geschÃ¼tzte Rechtspositionen einwirkt (vgl. z.B. BVerfGE 92, 277 ff.). Dass der
KlÃ¤ger die Aufnahme in die Bundesrepublik noch vor der RechtsÃ¤nderung
beantragt hat, begrÃ¼ndet noch keine Rechtsposition in diesem Sinne. Der Antrag
verschafft dem KlÃ¤ger lediglich die Aussicht, in die Bundesrepublik auszureisen
und dort denselben Status wie seine Ehefrau erwerben zu kÃ¶nnen. Irgendwelche
gesicherte Dispositionen lieÃ�en sich im Hinblick auf diese bloÃ�e Aussicht noch
nicht treffen. Ein schÃ¼tzenswertes Vertrauen darauf, dass die gesetzlichen
Voraussetzungen fÃ¼r den Statuserwerb unverÃ¤ndert bleiben wÃ¼rden, bestand
somit bei Stellung des Aufnahmeantrages nicht.

Auch der allgemeine Gleichheitssatz des Art.3 Abs.1 GG ist nicht verletzt. Der
KlÃ¤ger ist im Vergleich zu nichtdeutschen Ehegatten von Aussiedlern, die bereits
vor dem 01.01.1993 eingereist sind bzw. einen Aufnahmebescheid schon vor
diesem Zeitpunkt erhalten haben, schlechter gestellt, weil auf diesen Personenkreis
das FRG noch Anwendung findet. Dies ist jedoch Folge einer verfassungsrechtlich
zulÃ¤ssigen Stichtagsregelung. Die Stichtagsregelung orientiert sich in
sachgerechter Weise am Zeitpunkt der Einreise und gewÃ¤hrleistet auch einen
ausreichenden Vertrauensschutz im Hinblick auf einen zuvor erteilten
Aufnahmebescheid (Â§ 100 Abs.1 in Verbindung mit Abs.4 und 5 BVFG). Ein solcher
Aufnahmebescheid war dem KlÃ¤ger jedoch vor 1993 noch nicht erteilt worden.
HÃ¤rten, die jeder Stichtagsregelung innewohnen, mÃ¼ssen hingenommen werden
(vgl. z.B. BVerfGE 29, 245 ff.).

SchlieÃ�lich verstÃ¶Ã�t der Wegfall von Leistungen nach dem FRG fÃ¼r
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nichtdeutsche Ehegatten von SpÃ¤taussiedlern nicht gegen das Grundrecht aus 
Art.6 Abs.1 GG. Der Gesetzgeber konnte im Rahmen der ihm zustehenden
Gestaltungsfreiheit entscheiden, in welcher Weise er nichtdeutschen Ehegatten von
Vertriebenen bzw. SpÃ¤taussiedlern zum Zwecke des Eheerhalts weiterhin
Eingliederungshilfen gewÃ¤hrt. HierfÃ¼r sind im Bundesvertriebenengesetz eine
Reihe von Hilfen vorgesehen. Der Auftrag aus Art.6 GG ist damit hinreichend
erfÃ¼llt (vgl. im Einzelnen BSG vom 23.06.1999 â�� B 5 RJ 44/98 R).

Die Berufung des KlÃ¤gers kann nach all dem keinen Erfolg haben, weshalb sie mit
der Kostenfolge aus Â§ 193 SGG als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen ist.

GrÃ¼nde, gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 SGG die Revision zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 30.03.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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